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Viertes Gesetz zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes  
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/14524  
Anhörung des Innenausschusses und des Ausschusses für Heimat 
und Kommunales am 22. Januar 2026 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich danke Ihnen für die Möglichkeit, zum vorliegenden Gesetzesentwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes Stellung 
nehmen zu können. 
 
Der Kommunale Ordnungsdienst (KOD) ist längst zu einem unverzichtbaren 
Bestandteil der Sicherheitsarchitektur in Nordrhein-Westfalen geworden. Er ist 
häufig als erster vor Ort, sichert Rettungskräfte, wirkt in schwierigen 
Einsatzlagen mit und muss sich zunehmend gegen Gewalt schützen. Die 
Anforderungen sind höher, komplexer und risikoreicher als je zuvor. Der KOD 
kommt der ihm durch § 1 OBG übertragenen Aufgabe der Gefahrenabwehr 
professionell und umfänglich nach. Die Aufgaben und Einsatzzeiten haben sich 
jedoch erheblich erweitert und umfassen heute ein Aufgabenspektrum, das in 
vielen Bereichen polizeiähnliche Anforderungen stellt. Vor diesem Hintergrund 
begrüße ich die gesetzgeberische Initiative zur Stärkung der 
Ordnungsbehörden ausdrücklich, sehe jedoch an mehreren Stellen 
Ergänzungs- und Präzisierungsbedarf. 
 
 
1. Integration der Standardbefugnisse 
Die Abschaffung der bisherigen Verweisungen auf das Polizeigesetz wird 
ausdrücklich begrüßt. Dies schafft Transparenz und eine eigenständige 
ordnungsrechtliche Systematik. Dies ist ein wichtiger Schritt, um die 
Ordnungsbehörden an die gestiegenen sicherheits- und ordnungsbehördlichen 
Anforderungen anzupassen. Die Übernahme polizeilicher Standardbefugnisse 
in das OBG NRW schafft mehr Rechtssicherheit und stärkt die 
Handlungsfähigkeit der Kommunen. 
 
 
2. Fehlende Regelungen zur Videobeobachtung 
Mit Blick auf die Sicherheitslage in vielen Städten ist das Fehlen einer 
gesetzlichen Grundlage zur Videobeobachtung besonders auffällig. 
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Ordnungsbehörden benötigen – wie andere Sicherheitsakteure auch – die 
Möglichkeit, öffentliche Räume rechtssicher zu beobachten, wenn dies zur 
Gefahrenvorsorge oder zur Entlastung stark frequentierter Bereiche erforderlich 
ist. 
 
Daher rege ich folgende gesetzliche Ergänzung in Anlehnung an die Regelung 
anderer Bundesländer an: 
 

§ 24 f Datenerhebung durch den Einsatz technischer Mittel 
(1) Die allgemeinen Ordnungsbehörden können personenbezogene 
Daten in öffentlich zugänglichen Räumen durch den offenen Einsatz 
technischer Mittel zur Bildübertragung erheben, soweit dies im Einzelfall 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Eine Bildaufzeichnung ist in 
öffentlich zugänglichen Räumen nur zulässig, soweit dies im Einzelfall 
1. zur Abwehr einer Gefahr, 
2. zum Schutz gefährdeter öffentlicher Anlagen oder Einrichtungen, 
3. zur Abwehr von Gefahren durch den Straßenverkehr oder 
4. zur Wahrnehmung von durch andere Rechtsvorschriften 
übertragenen Aufgaben 
erforderlich ist. 
(2) Die angefertigten Aufzeichnungen sowie daraus gefertigte 
Unterlagen sind nach 30 Tagen zu löschen, soweit diese nicht benötigt 
werden 
1. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von 
erheblicher Bedeutung, 
2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr oder 
3. im Einzelfall, insbesondere auf Verlangen des Betroffenen, für die 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit von aufgezeichneten 
polizeilichen/ordnungsbehördlichen Maßnahmen. 
(3) Auf den Umstand einer offenen Datenerhebung, die durchgehend 
länger als 48 Stunden durchgeführt werden soll, soll in geeigneter Weise 
hingewiesen werden, soweit dadurch nicht der Zweck der Maßnahme 
gefährdet wird. 

 
 
3. Bodycams und Pre-Recording 
Die aktuelle Regelung zum Einsatz von Bodycams bleibt hinter den praktischen 
Anforderungen zurück. Ohne eine gesetzliche Erlaubnis zur Voraufzeichnung 
(Pre-Recording) können kritische Situationen häufig nicht abgebildet werden. 
Dies schmälert sowohl die Eigensicherung der Einsatzkräfte als auch die 
objektive Nachvollziehbarkeit des Einsatzgeschehens. Ohne gesetzliches Pre-
Recording wird ein entscheidender Moment systematisch nicht erfasst: der 
Eskalationsbeginn. 
 
Dies birgt auch erhebliche rechtliche Risiken für die Einsatzkräfte, denn es kann 
ohne das Pre-Recording in keinem Fall der Nachweis erbracht werden, dass 
die gesetzlichen Voraussetzungen für den Einsatz der Bodycam vorgelegen 
haben (oder nicht), obwohl dies zur technischen Standardausstattung der 
Geräte gehört und datenschutzrechtlich unkritisch sein dürfte, da keine Daten 
gespeichert werden, solange nicht die Aufnahme gestartet wird. 
 
Wir empfehlen dringend, eine zeitlich begrenzte Voraufzeichnung (z. B. 90 
Sekunden) gesetzlich zu ermöglichen, wie es in mehreren anderen 
Bundesländern bereits vorgesehen ist. Folgende gesetzliche Ergänzung in 
Anlehnung an Rheinland-Pfalz wäre denkbar: 
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§ 24h 
(8) Die Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte dürfen im 
Bereitschaftsbetrieb in ihrem Zwischenspeicher kurzzeitig Daten 
erfassen, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder des 
Absatzes 2 vorliegen. Diese Daten sind automatisiert nach längstens 90 
Sekunden spurenlos zu löschen, sofern keine endgültige 
Datenerhebung nach Absatz 1 oder Absatz 2 erfolgt. In diesem Fall 
dürfen die nach Satz 1 erfassten Daten bis zu einer Dauer von 90 
Sekunden vor dem Beginn der Aufzeichnung gespeichert werden. 

 
 
4. Verwaltungszwang, Einsatzmittel und Rechtssicherheit 
Mit der Ausweitung der ordnungsbehördlichen Eingriffsmöglichkeiten und der 
Überarbeitung des OBG stellt sich zwingend die Frage nach einer zeitgemäßen 
und klaren Regelung des Verwaltungszwangs einschließlich der zulässigen 
Einsatzmittel für die Ordnungsbehörden. 
Derzeit verbleiben zentrale Aspekte im Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
(VwVG). Dies führt zu Inkonsistenzen und erschwert die praktische Anwendung 
für die Kolleginnen und Kollegen. Eine Modernisierung durch Überführung des 
Verwaltungszwangs in das OBG ist notwendig. Der Verwaltungszwang sollte 
daher jetzt in Anlehnung an das PolG eigenständig im OBG geregelt werden. 
Hier sollte dann auch die Rechtsgrundlage für den Einsatzmehrzweckstock zur 
Eigensicherung präzise geregelt werden. 
 
Dies könnte im Gesetz durch Einführung eines Abschnittes III im Teil II unter 
dem Begriff „Erzwingung von Handlungen, Duldungen und Unterlassungen“ 
erfolgen. 
 
 
5. Ausstattung der Einsatzfahrzeuge 
Eine landesweit einheitliche und rechtssichere Regelung zur Ausstattung der 
Einsatzfahrzeuge der Ordnungsbehörden (insbesondere Einsatz von Blaulicht, 
Einsatzhorn und optische/reflektierende Kennzeichnung) ist weiterhin 
erforderlich. Die entsprechenden Gesetze sollten im Gleichklang mit dem OBG 
angepasst werden. 
 
Die aktuelle Praxis uneinheitlicher Einzelgenehmigungen ist weder effizient 
noch sicherheitsdienlich. Aus Sicht der kommunalen Praxis braucht es klare 
gesetzliche Vorgaben, die der Rolle der Ordnungsbehörden im Rahmen der 
öffentlichen Gefahrenabwehr gerecht werden. Es darf nicht weiterhin so 
bleiben, dass die praktische Umsetzung einer gesetzlich durch § 1 OBG NRW 
seit langer Zeit zugewiesenen Aufgabe, deutlich hinter der 
Aufgabenzuschreibung zurückbleibt bzw. eine effektive Gefahrenabwehr 
verhindert oder einen Rückgriff auf die Ressourcen der Landespolizei 
notwendig macht. 
 
 
6. Ausbildung und weitergehende Professionalisierung 
Mit der Erweiterung der Befugnisse steigt der Bedarf an qualifiziertem Personal 
erheblich. Eine professionelle Sicherheitsarchitektur erfordert verbindliche 
Standards. Wir regen daher an: 
 

• die Einführung einer landeseinheitlichen „Grundausbildung“, 
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• verbindliche Mindeststandards, 

• regelmäßige Fortbildungen, insbesondere zu Eingriffsbefugnissen, 

Deeskalation und Eigensicherung, 

• mittelfristig die Entwicklung eines landesweit abgestimmten 

Berufsprofils bzw. Differenzierung der Ausbildung- und 

Prüfungsordnung des ehemaligen mittleren Dienstes. 

 
Eine konsequente Professionalisierung stärkt nicht nur die Rechtssicherheit, 
sondern auch die Attraktivität des Berufsbildes. 
 
 
7. Personal- und Sachausstattung 
Eine Ausweitung der Befugnisse ist nur dann wirksam und rechtssicher, wenn 
sie mit ausreichenden personellen und materiellen Ressourcen hinterlegt wird. 
Die kommunalen Ordnungsdienste arbeiten häufig an der Belastungsgrenze. 
 
Es braucht daher klare politische Rahmenbedingungen hinsichtlich 
Personalaufwuchs, technischer Ausstattung, Schutzmaßnahmen und 
Einsatzunterstützung. 
 
 
8. Schlussbemerkung 
Der Gesetzentwurf stellt eine solide Grundlage dar, um den kommunalen 
Ordnungsbehörden mehr Handlungssicherheit und zeitgemäße Befugnisse zu 
geben. Wesentliche Themen – insbesondere Videobeobachtung, Bodycam-
Pre-Recording, klare Ausstattungsstandards, und eine verbindliche 
Ausbildungsstruktur – bleiben jedoch unberücksichtigt und sollten im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren aufgegriffen werden. 
 
Nur ein umfassend modernisiertes Ordnungsrecht, das Befugnisse, 
Ausbildung, Ausstattung und Datenschutz gleichermaßen in den Blick nimmt, 
kann den kommunalen Ordnungsdienst nachhaltig stärken und seine Rolle in 
der Sicherheitsarchitektur Nordrhein-Westfalens zukunfts- und krisenfest 
gestalten. 
 
 
gez. Ralf Bockshecker 
(Amtsleiter) 
 
 
 
 
 


